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 Kosten-Nutzen-Analysen bei der Grenzwert-
setzung für krebserzeugende Arbeitsstoffe – 

Betrachtungen zur Risikopolitik
E. Nies

1 Einführung

Versicherungsmathematisch kann „Risiko“ als das Produkt aus 
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadensausmaß ausgedrückt 
werden. Expositionsbegrenzungen am Arbeitsplatz sollen die Ge-
sundheit der Beschäftigten schützen, also Schäden an Leib und 
Leben verhindern. Ist ein solcher Schaden dennoch eingetreten, 
muss sich die zuständige Versicherung bemühen, diesen zu quan-
tifizieren [1] und gemäß ihren Regularien Betroffenen im kon-
kreten Einzelfall einen möglichst gerechten Ausgleich zu ver-
schaffen – etwa in Form einer Rente.

Innerhalb der Europäischen Union (EU) zeichnen sich Be-
strebungen ab, umgekehrt auch den durch Einführung geeigneter 
Arbeitsschutzmaßnahmen erzielbaren gesundheitlichen „Gewinn“ 
in Zahlen zu fassen und diesen mit den dafür notwendigen Inves-
titionen in Beziehung zu bringen. Methodisch können dies Mo-
delle bewerkstelligen, die menschliches Leben und menschliche 
Gesundheit in einen Geldwert umrechnen und diesem die Kosten 
für Expositionsminderungsmaßnahmen zur Verbesserung des 
 Arbeitsschutzes gegenüberstellen. Richtet man an solchen Überle-
gungen beispielsweise die Höhe von Luftgrenzwerten aus, werden 
aus den oben erwähnten Versicherungskalkulationen zur mate-
riellen Schadenskompensation folglich Kosten-Nutzen-Analysen 
zur effizienten Verteilung und Zuweisung begrenzter finanzieller 
Mittel in der Prävention.

Vielen Menschen bereitet die Monetarisierung erhaltener bzw. 
verlorener Lebensjahre oder Leiden und deren Verrechnung mit 

prognostiziertem wirtschaftlichem Nutzen jedoch erhebliches 
Unbehagen: Es gehe immerhin um vermeidbare Einzelschicksale.

Ist dieses Unbehagen gerechtfertigt oder sollten wir uns bei 
der Regelsetzung im Arbeitsschutz vielleicht weniger von unange-
messen sentimentalen Moralvorstellungen leiten lassen? Müssen 
in Wirtschaft und Politik andere ethische Prinzipien Anwendung 
finden als beispielsweise im überschaubaren Familien- und 
Freundeskreis? Sind viele von uns noch evolutionär geprägt von 
der auf den Einzelnen gerichteten „Helfermoral“ aus einer Zeit, 
als die Menschheit in kleinen Horden sammelnd und jagend 
durch die Savanne streifte, während in den modernen anonymen 
Massengesellschaften eine „Marktmoral“ [2] angezeigt ist? Sollten 
wir uns – den Fortschritt des großen Ganzen in den Blick neh-
mend – eine erfolgsorientierte „Verantwortungsethik“ zu eigen 
machen, die sich von der „Gesinnungsethik“ des guten Willens 
unterscheidet, um zwei komplementäre Begriffe des großen So-
ziologen Max Weber [3] zu nennen? Oder hatte gar der Philosoph 
und Aphoristiker Friedrich Schlegel (Bild 1) recht, als er schon 
vor mehr als zwei Jahrhunderten vermutete: „Wo Politik ist oder 
Ökonomie, da ist keine Moral“ [4]?

Ein Vergleich der EU-Politik bei der Aufstellung von Luft-
grenzwerten für krebserzeugende Arbeitsstoffe mit dem in 
Deutschland etablierten risikobasierten Maßnahmenkonzept zur 
Expositionsbegrenzung von Kanzerogenen in der Arbeitsplatz-
 Atmosphäre soll wichtige Konfliktlinien identifizieren und der 
Frage nachgehen, ob auch in der deutschen Praxis Kosten-Nut-
zen-Analysen berücksichtigt werden sollten.

Z U S A M M E N F A S S U N G  Die Forderung nach Folgeab-
schätzungen für Rechtsnormen hat das Anwendungsspektrum 
von Kosten-Nutzen-Analysen verbreitert. So zeichnen sich Be-
strebungen ab, die Höhe von Luftgrenzwerten für Gefahrstoffe 
am Arbeitsplatz auch von Simulationsrechnungen abhängig zu 
machen, die erforderliche Investitionen für Expositionsminde-
rungsmaßnahmen mit den erwartbaren positiven Auswirkun-
gen auf die Gesundheit der Belegschaft saldieren. Die philoso-
phisch-rechtliche Bewertung solcher Praktiken belegt einen 
inhärenten Konflikt zwischen utilitaristischen Optimierungs-
strategien und deontologischer Pflichtethik. Am Beispiel risiko-
basierter Expositionsbegrenzungen für krebserzeugende 
 Arbeitsstoffe wird versucht zu zeigen, dass solche Kosten-
 Nutzen-Analysen sich nicht nur technisch schwierig gestalten, 
sondern auch fundamentale Werte wie Gerechtigkeit und Men-
schenwürde verletzen.

A B S T R A C T  Calls for the impacts of legal norms to be 
 assessed have resulted in cost-benefit analyses being applied 
more widely. Attempts are thus now being observed to make 
the limits for hazardous substances in workplace atmospheres 
partly dependent upon model calculations in which the in -
vestments necessary for exposure-reduction measures are 
weighed against the anticipated positive effects upon the 
 health of the workforce. Consideration of such approaches 
from a philosophical and legal perspective reveals an inherent 
conflict between utilitarian strategies for optimisation on the 
one hand and deontological ethics on the other. This work 
aims to demonstrate, with reference to risk-based exposure 
 limits for carcinogenic workplace substances, that besides pre-
senting technical challenges to their performance, such cost-
benefit analyses violate fundamental values such as those of 
justice and human dignity.

Use of cost-benefit analyses for the setting 
of limits for carcinogenic workplace sub-
stances: reflections on risk policy 
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2 Das SHEcan-Projekt

Die „EU-Krebsrichtlinie“ 2004/37/EG [5] verlangt, dass 
krebserzeugende und erbgutverändernde Arbeitsstoffe ersetzt 
werden müssen oder – falls dies nicht möglich ist – deren Her-
stellung und Verwendung in einem geschlossenen System zu er-
folgen hat. Scheiden beide Optionen aus, „sorgt der Arbeitgeber da-
für, dass die Exposition der Arbeitnehmer auf das geringste technisch 
mögliche Niveau verringert wird“. Die in einem Anhang der Richt -
linie aufgeführten Luftgrenzwerte für einzelne Kanzerogene dür-
fen nicht überschritten werden.

Diese Grenzwerte (Binding Occupational Exposure Limit 
 Values, BOELV) sind explizit nicht rein „gesundheitsbasiert“, 
sondern spiegeln auch sozioökonomische Erörterungen wider. 
Für viele krebserzeugende Substanzen lassen sich ohnehin nach 
jetzigem wissenschaftlichen Kenntnisstand keine Luftgrenzwerte 
ableiten, deren Einhaltung nicht mit einem Krebsrisiko verknüpft 
wäre. In solchen Fällen geht man von einem Risiko-Kontinuum 
ohne toxikologische Wirkschwelle aus, d. h. auch geringste 
 Arbeitsplatzkonzentrationen können mit einer endlichen, wenn 
auch extrem niedrigen Wahrscheinlichkeit zu einer Krebserkran-
kung führen.

Im Auftrag der EU-Kommission verwirklichte ein europäi-
sches Konsortium aus Arbeitsschutz-, Universitäts- und Bera-
tungseinrichtungen von 2009 bis 2011 ein Projekt zu Möglich-
keiten und Auswirkungen einer Konkretisierung der „Krebsricht-
linie“, speziell durch Erweiterung ihres – bis 2017 nur drei Ein-
träge1) umfassenden – Grenzwert-Anhangs um vorgegebene 

wichtige Arbeitsstoffe. Weil das geforderte Impact Assessment so-
zioökonomische, gesundheitliche und Umweltaspekte intendierter 
Ergänzungen der Carcinogens and Mutagens Directive umfassen 
sollte, wurde das Programm nach den englischen Anfangsbuch -
staben (Socioeconomic, Health and Environmental Impacts) mit 
dem Akronym „SHEcan“ versehen [6].

Als Ausweis einer beeindruckenden Produktivität veröffent-
lichte das SHEcan-Konsortium in kurzer Zeit mehr als zwei Dut-
zend Dokumente mit einem Gesamtumfang von über 2 000 Sei-
ten, die sich in der Mehrzahl auf krebserzeugende Einzelstoffe 
beziehen. Neben der Bewertung der Effizienz technischer und 
 organisatorischer Schutzmaßnahmen, die in der „Krebsrichtlinie“ 
genannt werden, wurden auch vergleichende Kosten-Nutzen-
 Abschätzungen für die Einführung von Luftgrenzwerten in unter-
schiedlicher Höhe vorgenommen. In einem eher kursorisch 
 gehaltenen Report mit dem Titel „Economic impact assessment 
methods“ [7] finden sich die „Wechselkurse“ für die gewählten 
Monetarisierungsmodelle zur Quantifizierung negativer Effekte 
auf die Gesundheit exponierter Beschäftigter. 

Im Falle eines statistisch erwartbaren vorzeitigen Todes durch 
Arbeitseinflüsse werden die verlorenen Lebensjahre mit einem 
„Value of Life Year Lost (VLYL)“ multipliziert, der mit 50 393 € 
pro Jahr taxiert wird. Dieser Betrag kommt übrigens dadurch 
 zustande, dass man den Schätzwert in Höhe von 50 000 € aus 
einer älteren Publikation übernahm, zu dem dann ein inflations-
bedingter Zuschlag addiert wurde.

Zur Abschätzung der wirtschaftlichen Auswirkungen von 
prognostizierten Gesundheitsbeeinträchtigungen (oder deren Re-
duktion durch Einführung und Einhaltung bestimmter Luftgrenz-
werte) dienten zwei Ansätze, die unter den Namen Cost of 
 Illness (COI) und Willingness to Pay (WTP) bekannt sind. Diese 
Konzepte berücksichtigen nicht nur unmittelbare finanzielle Ver-
luste wie Ausgaben für die Therapie oder verringertes Einkom-
men während der Krankheit, sondern teilweise auch sogenannte 
Intangible Costs, z. B. für körperliche Deformationen als Folge 
einer Tumoroperation oder auch Leid, Schmerz und Angst.

Aus Platzgründen können diese Modelle hier nicht im Detail 
beschrieben werden. Ähnliche Algorithmen schlägt die Europäi-
sche Chemikalienagentur (ECHA) in ihren Leitlinien zur sozio-
ökonomischen Analyse für Zulassungsanträge im Rahmen des 
REACH-Prozesses vor [8]. Im arithmetischen Mittel veranschlagt 
die ECHA hier den Wert eines verlorenen Lebensjahrs  
mit 55 800 €, denjenigen eines „statistischen Lebens“ mit 
1 052 000 €. Auch Konzepte wie „qualitätsbereinigte“ Lebens-
jahre (QALY) und „behinderungsbereinigte“ Lebensjahre  
(DALY) werden diskutiert: „Ein Jahr bei perfekter Gesundheit ent-
spricht 1 QALY, ein Jahr bei nicht perfekter Gesundheit hat einen 
Nutzenwert von weniger als 1. Der Tod entspricht einem Wert von 0. 
Manche Gesundheitszustände können jedoch als noch schlimmer einge-
stuft werden und negative Werte aufweisen“ [8]. 

Die EU-„Krebsrichtlinie” enthält mittlerweile 25 Luftgrenz-
werte. Grundlage für ihre Festlegung waren die Ergebnisse des 
SHEcan-Projekts, wie aus den entsprechenden Begründungsdo-
kumentationen hervorgeht [9 bis 11].

3 Regulierung krebserzeugender Arbeits-
stoffe in Deutschland

Das Verfahren zur Aufstellung von Grenzwerten für krebser-
zeugende Arbeitsstoffe in Deutschland ist in der Technischen 

1) Es handelte sich um Benzol, Hartholzstaub und Vinylchlorid. Andere EU-
Richtlinien schreiben bindende Arbeitsplatzluftgrenzwerte für Asbest und 
Blei vor. 

Bild 1. Friedrich Schlegel (1772 bis 1829). Künstler: Josef Axmann oder 
 Auguste von Buttlar.
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 Regel für Gefahrstoffe (TRGS) 910 [12] niedergelegt. Kann 
 keine toxikologische Wirkschwelle angegeben werden, greift ein 
risikobasierter Ansatz. Er fußt auf einer Übereinkunft der Sozial-
partner, die sich auf zwei Risikogrenzen verständigten, welche 
unabhängig vom Arbeitsstoff gelten sollen und als „Toleranzrisi-
ko“ (4 : 1 000) und „Akzeptanzrisiko“ (4 : 100 000) bezeichnet 
werden. Diese Zahlen sind zu verstehen als zusätzliche durch Ar-
beitsplatzexposition bedingte Krebserkrankungsrisiken.

Zur Veranschaulichung des Konzepts wird gerne die Analogie 
zu einer Verkehrsampel herangezogen: Werte oberhalb der soge-
nannten Toleranzkonzentration, die bei gleichbleibender arbeits-
lebenslanger Exposition mit dem Toleranzrisiko verbunden ist, 
entsprechen der Farbe Rot, weil dieses Risiko am Arbeitsplatz 
nicht überschritten werden darf. Am anderen Ende der Skala 
steht die Akzeptanzkonzentration als anzustrebende Zielgröße, 
die den Übergang von Gelb zu Grün markiert [13].

Bei der Festlegung der Grenzrisiken orientierte man sich an 
bekannten Alltagsrisiken, die als niedrig und hinnehmbar emp-
funden werden. Toleranz- und Akzeptanzkonzentrationen kön-
nen aus empirisch gefundenen Exposition-Risiko-Beziehungen 
(ERB) abgelesen werden. ERB sind für den jeweiligen Arbeits-
stoff spezifisch und werden nach wissenschaftlichen Kriterien aus 
den veröffentlichten Ergebnissen von Tierexperimenten oder epi-
demiologischen Studien hergeleitet. Für die Berechnungen wird 
ein vereinfachendes Arbeitsplatzszenario zugrunde gelegt, das 
 eine arbeitslebenslange Exposition über die gesamte Schicht in 
gleichbleibender Höhe der Toleranz- bzw. der Akzeptanzkonzen-
tration annimmt. Damit wird nicht der Anspruch erhoben, 
 konkret zu erwartende Krankheits- oder gar Todesfälle für reale 
Arbeitsplatzsituationen zu prognostizieren. Entscheidend ist, dass 
nach einem einheitlichen Muster vorgegangen wird. Auf diese 
Weise soll – wenn auch unter dem Vorbehalt inhärenter wissen-
schaftlicher Unsicherheiten – garantiert werden, dass alle Be-
schäftigten unabhängig von Werkstoff und industriellem Verfah-
ren nur bis zu einer definierten niedrigen Risikogrenze arbeiten 
dürfen.

Rechtlich ist das deutsche Risikokonzept in einen gestuften 
Schutzmaßnahmenkatalog eingebettet. Bei hohem, mittlerem oder 
niedrigem Krebserkrankungsrisiko (entsprechend den Ampelfar-
ben Rot, Gelb und Grün) sind unterschiedlich ausgeprägte Vor-
kehrungen administrativer, technischer, organisatorischer oder 
arbeitshygienischer Art zu treffen, sofern eine Substitution nicht 
möglich ist. So muss bei hohem Risiko Atemschutz nicht nur zur 
Verfügung gestellt, sondern auch verpflichtend getragen werden. 
Bei längerer Überschreitung der Akzeptanz- oder Toleranzkon-
zentration muss ein detaillierter Plan mit konkreten Schritten zur 
weiteren Expositionsminderung bei der zuständigen Aufsichtsbe-
hörde eingereicht werden.

4 Kritik am deutschen „ERB-Konzept“

Kurz nach Erscheinen des „Leitfadens zur Quantifizierung 
stoffspezifischer Exposition-Risiko-Beziehungen und von Risiko-
konzentrationen bei Exposition gegenüber krebserzeugenden 
 Gefahrstoffen am Arbeitsplatz“ mit der Bekanntmachung 910 des 
Bundesministeriums für Arbeit und Soziales [14] verfasste der 
Epidemiologe Peter Morfeld eine Streitschrift, in der er fordert, 
anstelle des zusätzlich durch Arbeitsplatzexposition  berechneten 

„Exzess“-Krebsrisikos die zu erwartende verlorene Lebenszeit 
(Years of Life Lost – YLL) als geeigneteres Effektmaß zu ver-
wenden [15]. Der Endpunkt „Krebserkrankung“ sei zu undiffe-
renziert; verschiedene Tumortypen wiesen bekanntermaßen gra-
vierende Unterschiede hinsichtlich Prognose und Therapierbar-
keit auf. Über seine Motive lässt Morfeld keinen Zweifel: „Für den 
Einzelnen ist mit seiner Lebenserwartung ein Bezugspunkt gegeben, um 
den potenziellen Lebenszeitverlust aufgrund einer Exposition oder Le-
benszeitgewinn aufgrund einer Intervention (Expositionsreduktion) in 
seiner Bedeutung einzuschätzen (‚impact assessment‘, Kosten-Nutzen-
Abwägung […])“.

Auch die Luxemburgerin Sarah Haunert [16] moniert, das 
ERB-Konzept sei auf halbem Wege stecken geblieben. In ihrer be-
merkenswerten Abschlussarbeit zur Erlangung des Grades Master 
of Science in Risk Analysis am Londoner King’s College, die auch 
Telefoninterviews mit deutschen Expertinnen und Experten aus-
wertet, konstatiert sie: „The approach adopted by Germany‘s OHS  
[= Occupational Health and Safety, E. N.] regime appears more quali-
tative than quantitative. A quantitative approach would imply making 
trade-offs between risks and benefits and between different types of 
risks; yet this is unacceptable in Germany“.

Nach einem älteren soziologischen Klassifizierungsschema 
[17] können gesellschaftliche Gruppen prototypisch in verschie-
dene Kategorien unterteilt werden, um den kulturell gesteuerten 
Umgang mit Risikosituationen zu charakterisieren: Danach sehen 
die „Entrepreneurs“ Risiken als Chance, im Wettbewerb erfolg-
reich zu sein und ihre persönlichen Ziele zu erreichen. „Egalitar -
ians“ ist Kooperation und Gleichheit wichtiger als Wettbewerb 
und Freiheit, während sich „Bureaucrats“ an Regeln und Verfah-
ren halten, um mit der Unsicherheit zurechtzukommen. Erstaun-
licherweise gelangt Haunert unter Anwendung dieser Kriterien 
nicht zur Einschätzung, die Deutschen hätten sich mit ihrem 
ERB-Konzept einmal mehr als Bürokraten erwiesen. Sie schreibt: 
„Germany’s OHS regime presents traits of egalitarianism“ und präzi-
siert an anderer Stelle: „Egalitarians […] refuse to undertake trade-
offs between risks and benefits no matter how plausible and efficient 
such an  approach may be.“

Sind Kosten-Nutzen-Analysen zur Aufstellung risikobasierter 
Luftgrenzwerte also plausibel, effizient und folglich geboten? Gibt 
es Randbedingungen, die zu beachten sind? Beispiele aus anderen 
Lebensbereichen mahnen zur Vorsicht.

5 Kosten-Nutzen-Analysen bei bedrohter 
menschlicher Gesundheit?

• Während der COVID-19-Pandemie wurden in der ersten Hälf-
te des Jahres 2020 drastische Schutzmaßnahmen verfügt, die 
absehbar empfindliche Einbußen für die Wirtschaft nach sich 
zogen. Der bayerische Ministerpräsident wurde mit der Recht-
fertigung zitiert, jeder Infizierte, jeder Tote sei einer zu viel 
[18]. Etwas distinguierter drückte sich der Philosoph und 
 Soziologe Jürgen Habermas in einem Zeitungsinterview aus: „Im 
bisherigen Verlauf der Krise konnte man und kann man in manchen 
Ländern Politiker beobachten, die zögern, ihre Strategie an dem 
Grundsatz auszurichten, dass die Anstrengung des Staates, jedes ein-
zelne Menschenleben zu retten, absoluten Vorrang haben muss vor 
einer utilitaristischen Verrechnung mit den unerwünschten ökonomi-
schen Kosten, die dieses Ziel zur Folge haben kann. Wenn der Staat 
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der Epidemie freien Lauf ließe, um schnell eine hinreichende Immu-
nität in der gesamten Bevölkerung zu erreichen, nähme er das ver-
meidbare Risiko des voraussehbaren Zusammenbruchs des Gesund-
heitssystems und damit einen relativ höheren Anteil an Toten billi-
gend in Kauf“ [19].

• Die Ford Motor Company rief einen Skandal mit einem Klein-
wagen hervor, den sie in den 1970er-Jahren unter dem Namen 
„Pinto“ auf den amerikanischen Markt gebracht hatte und des-
sen Benzintank bei einem Heckaufprall leicht beschädigt wer-
den konnte. Brände und Explosionen durch auslaufenden 
Kraftstoff waren die Folge. Nach internen Firmenunterlagen 
war sich das Unternehmen dieser Schwachstelle durchaus be-
wusst, kam aber zu dem Ergebnis, dass der Mehraufwand für 
eine Nachbesserung, bezogen auf den erwarteten Gesamtabsatz, 
die voraussichtlichen Kosten für Gerichtsverfahren und Ent-
schädigungen übersteigen würde. Nach geschätzt mindestens 
60 Todesfällen und mehr als doppelt so vielen Schwerverletz-
ten wurde die Produktion schließlich eingestellt [20].  
Diese Beispiele legen nahe, dass es im Allgemeinen als nicht 
hinnehmbar angesehen wird, die körperliche Unversehrtheit 
von Menschen gegen ökonomischen Profit aufzurechnen. Bei 
genauer Betrachtung gehen die Tabus sogar noch weiter: Men-
schenleben dürfen offenbar grundsätzlich nicht einmal gegenei-
nander aufgewogen werden.

• So ist es unbestreitbar als krimineller Akt einzustufen, einen 
Menschen zu töten, auch wenn man mit dessen Herz, Lunge, 
Leber und Nieren das Leben von fünf anderen Personen retten 
könnte.

• In seinem Urteil vom 15. Februar 2006 verwarf das Bundes-
verfassungsgericht einen Passus aus dem Luftsicherheitsgesetz, 
wonach auf staatliche Anordnung der Abschuss  eines entführ-
ten Flugzeuges erlaubt war, sofern die Maschine erkennbar als 
Waffe gegen Menschen eingesetzt werden würde. Die ur-
sprüngliche Fassung des Gesetzes war unter dem Eindruck des 
terroristischen Attentats auf das New Yorker World Trade 
Center (Bild 2) entstanden und wollte eine im Vergleich zu 
den Flugzeuginsassinnen und -insassen höhere Zahl von Op-
fern verhindern. Das Gericht sah die vorgesehene Abwehrmaß-
nahme als verfassungswidrig an und rügte, dass der Staat in 
diesem Fall die Menschen im Flugzeug „als bloße Objekte seiner 
Rettungsaktion zum Schutze anderer“ behandele [21].

Viele juristisch eher Unbedarfte, zu denen sich auch der Autor 
dieses Beitrags zählt, mag das Verfassungsgerichtsurteil anfänglich 
vielleicht ein wenig überraschen, ließ doch das imaginierte Szena-
rio den unabwendbaren Tod der Entführungsopfer an Bord des 
Flugzeugs erwarten – sei es nun durch einen vorhersehbar von 
den Entführenden herbeigeführten Absturz oder durch staatlich 
sanktionierten Abschuss unmittelbar davor. Auch andere der 
oben aufgeführten Fälle erweisen sich bei näherer Reflexion mög-
licherweise als nicht unumstößlich: Eine Partei, deren Vorsitzen-
der derselbe bayerische Ministerpräsident ist, der so markig seine 
harte Linie gegen die Ausbreitung von SARS-CoV-2-Infektionen 
verteidigte, hatte wenige Wochen zuvor eine Kampagne gegen ein 
Tempolimit auf deutschen Autobahnen gestartet, obwohl eine Ge-
schwindigkeitsbegrenzung für Kraftfahrzeuge nach anderenorts 
gewonnenen Erfahrungen die Zahl schwerer und tödlicher Unfäl-
le reduzieren würde [22]. Es erscheint deshalb angebracht, zu-
nächst wichtige philosophische Grundlagen moralischen Han-
delns zu streifen, die unsere Kultur und auch unser Rechtssystem 
beeinflusst haben.

6 Konsequentialistische und deonto -
logische Ethik

Aus dem Werkzeugkasten der philosophischen Ethik-Diszi -
plin, die sich mit den Prinzipien moralischen oder „sittlichen“ 
Handelns beschäftigt, müssen in diesem Zusammenhang zwei 
wichtige Denkschulen schlaglichtartig beleuchtet werden:
• Der Utilitarismus, der eng mit den Namen der beiden engli-

schen Philosophen Jeremy Bentham (Bild 3) und John Stuart 
Mill (Bild 4) verbunden ist, strebt einer berühmten Formel 
zufolge nach dem größtmöglichen Glück der größtmöglichen 
Zahl. Um die Definition nicht durch einen noch schwerer be-
stimmbaren Begriff zu belasten, ist es durchaus erlaubt, 
„Glück“ durch „Nutzen“ zu ersetzen. Eine Handlung wird da-
nach bewertet, welche Konsequenzen sie hat, weswegen man 
auch von konsequentialistischer oder teleologischer Ethik 
(griechisch: télos = Ziel) spricht. Sprichwörtlich wird diese 
Haltung durch den Satz „Der Zweck heiligt die Mittel“ be-
schrieben – oder, um es mit den Worten eines ehemaligen 
deutschen Bundeskanzlers auszudrücken: „Entscheidend ist, was 
hinten rauskommt.“

Bild 3. Jeremy Bentham (1748 bis 
1832). Künstler: Henry William 
Pickersgill

Bild 4. John Stuart Mill (1806 bis 
1873). Quelle: London Stereoscopic 
Company

Bild 2: Ort des Attentats vom 11. September 2001 in New York.  
Quelle: Robert J. Fisch
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Der katholische Philosoph Robert Spaemann sagte dazu: „Der 
Konsequentialismus ist die Übertragung eines technischen Bewer-
tungsmodells auf die Ethik. Sittliches Handeln ist in diesem Ver-
ständnis strategisches Handeln in Richtung auf eine universale Nut-
zenfunktion, es ist eine universale Optimierungsstrategie“ [23]. 

• Eine fast diametral entgegengesetzte Position verfocht der 
 Königsberger Philosoph Immanuel Kant (Bild 5). Für ihn ist 
Handeln dann moralisch gut, wenn es aus einer inneren Ver-
pflichtung gegenüber bestimmten verallgemeinerbaren Regeln 
erwächst, beispielsweise „Du sollst nicht töten“. Kants berühm-
ter kategorischer Imperativ lautet daher: „Handle so, dass die 
Maxime deines Willens jederzeit zugleich als Prinzip einer allgemei-
nen Gesetzgebung gelten könne“ [24]. Das Kantische System ist 
eine Pflichtethik oder deontologische Ethik (griechisch déon = 
Gesolltes, Pflicht).
Der Münchner Philosoph Julian Nida-Rümelin und zwei seiner 
Mitarbeiter erläutern in ihrem Buch „Risikoethik“ [25]: „In der 
Logik der deontologischen Normativität gibt es keinen interpersonel-
len Verrechnungsmodus. […] Der Erfolg einer deontologisch ausge-
richteten Praxis zeigt sich nicht in dem Ausmaß, in dem ihre Krite-
rien erfüllt sind. Das ‚Recht auf Leben‘ impliziert einer deontologi-
schen Ethik zufolge prima facie, dass niemand getötet werden darf. 
Es impliziert nicht, dass ein Zustand optimiert werden sollte, in dem 
möglichst viele Menschen (über-)leben.“
Wichtig ist für Kant auch die Autonomie des mit einem freien 
Willen ausgestatteten Menschen. Dieser Wille wird bestimmt 
durch Gesetze, die in uns selbst, in unserer Vernunft liegen. 
Fremdbestimmtheit oder „Heteronomie“ lehnt er ab. Noch ein-
mal Nida-Rümelin et al.: „Eine deontologische Position geht davon 

aus, dass Personen Individualrechte haben, die unter normalen Be-
dingungen nicht verletzt werden dürfen. […] Die Individualrechte 
oder die Autonomie eines Individuums dürfen im Rahmen einer sol-
chen deontologischen Perspektive nur dann verletzt werden, wenn für 
eine entsprechende Handlung die Zustimmung des Individuums vor-
liegt. […] Das Prinzip individueller Autonomie beinhaltet nach Kant 
sowohl einen Freiheits- als auch einen Gleichheitsanspruch: Mit dem 
Freiheitsanspruch wird gefordert, dass jede Person sich idealiter zu-
gleich als Autor der Gesetze bzw. der Maximen anderer Akteure an-
sehen können sollte, denen sie sich ausgesetzt sieht. Mit dem Gleich-
heitsanspruch wiederum wird gefordert, dass sich die Handlungsbe-
schränkungen, die sich aus dem Freiheitsanspruch ergeben, für das 
Handeln einer jeden Person gegenüber allen anderen Personen gelten; 
dies bedeutet, dass insbesondere die situative Ungleichbehandlung 
einzelner Personen die Möglichkeit des Ansehens aller Personen als 
Gleiche nicht grundlegend erschüttern darf.“ Die von Haunert [16] 
bei der Untersuchung des deutschen „ERB-Konzepts“ diagnos-
tizierte egalitäre Grundstruktur zeichnet sich also schon bei 
Kant ab!

7 Kulturelle und rechtliche Aspekte

Im angelsächsischen Raum ist die utilitaristische Denktradition 
augenscheinlich stärker verwurzelt. Darauf weist schon die in 
Abschn. 5 zitierte Interviewaussage von Habermas hin, der mut-
maßlich nicht zuletzt die britische Politik im Hinterkopf hatte. 
Diese hatte zu Beginn der Corona-Krise mit laxen Sicherheitsvor-
kehrungen auf eine rasche Herbeiführung der „Herdenimmunität“ 
gesetzt. Noch klarer äußerte sich der Vorstandsvorsitzende des 
Weltärztebundes Frank Ulrich Montgomery. Er erklärte im 
Deutschlandfunk: „Dies kann auch darauf zurückzuführen sein, dass 
politische Berater aus der Epidemiologie-Szene, aus der Virologen-
 Szene, die britische Regierung unter einem anderen philosophisch-ethi-
schen Ansatz als wir ihn in Deutschland pflegen, falsch beraten haben. 
In England gibt es sehr starke Strömungen einer utilitaristischen Ethik, 
die davon ausgeht, dass alles, was möglichst schnell möglichst Vielen 
nutzt, Ziel der staatlichen Maßnahmen sein sollte. Im Gegensatz dazu 
haben wir in Deutschland eine deontologische Ethik, bei der vor allem 
der Schutz des Einzelnen ganz im Vordergrund steht“ [26].

Auch Sarah Haunert [16] hieb mit ihrer bereits erwähnten 
 Magisterarbeit in dieselbe Kerbe und machte erhebliche Mentali-
tätsunterschiede zwischen Großbritannien und Deutschland aus. 
Neben den unterschiedlichen philosophischen Quellen, aus denen 
sich diese speisen, betonte sie die Bedeutung vorherrschender 
Wirtschaftstheorien: „Influenced by the neoliberal agenda of the 
Thatcher years […] Britain has moved from a ‚rules-based process 
driven tradition to a results-based approach‘“. In der Tat ist die em-
blematische Figur des Neoliberalismus, der Homo oeconomicus, 
als Idealtyp des Nutzenmaximierers zu begreifen.

Gerade im Deutschland der Nachkriegszeit dürfte aber auch 
die Auseinandersetzung mit der nationalsozialistischen Ideologie 
maßgebend gewesen sein, die vielen Bürgerinnen und Bürgern 
fundamentale individuelle Rechte verwehrt hatte, einschließlich 
des Rechts auf Leben. Nach dem Zusammenbruch des NS-Staats 
wurde das Grundgesetz der Bundesrepublik Deutschland verab-
schiedet, dessen erste 19 Artikel in bester deontologischer Manier 
Grund- und Freiheitsrechte der Einzelperson gegenüber dem 
Staat konstituieren.

Gleichwohl ist zu beachten, dass dabei nicht das Recht auf Le-
ben und körperliche Unversehrtheit an oberster Stelle steht. „Seit 

Bild 5. Immanuel Kant (1724 bis 1804). Quelle: Schwarz-Weiß-Abbildung eines 
Porträts von V. C. Vernet



277GEFAHRSTOFFE  80 (2020) NR. 07-08

 P H I L O S O P H I S C H  R E C H T L I C H E  B E W E R T U N G

jeher akzeptieren wir Straßenverkehrstote um der Mobilität willen, 
Grippe-Tote, ohne dass ein Impfzwang eingeführt würde, und tote Sol-
daten in bewaffneten Konflikten. Der grundrechtliche Lebensschutz ist 
in ein Verhältnis zu setzen zur freien Entfaltung der Persönlichkeit, zu 
anderen grundrechtlich geschützten Freiheiten und zu sonstigen Gütern 
von Verfassungsrang. Unverfügbar ist allein die Menschenwürde“ als 
höchstes Gut, schreibt der Heidelberger Rechtswissenschaftler 
Hanno Kube [27].

Hätte das Lebensrecht Vorrang vor der Würde, dürfte man 
 allen Verstorbenen Organe zur Transplantation entnehmen, auch 
solchen, die keinen Organspenderausweis mit sich führten oder – 
wie in Österreich – zu Lebzeiten einer solchen Praxis nicht aus-
drücklich widersprochen haben. Dies ist aber unzulässig, weil 
man nicht einmal tote Menschen quasi als Ersatzteillager miss-
brauchen, genauer: instrumentalisieren darf, womit sie ihrer un-
veräußerlichen Würde beraubt wären.

Damit erschließt sich auch das Urteil des Bundesverfassungs-
gerichts zum Flugsicherheitsgesetz, das den präventiven Abschuss 
eines entführten und auf menschliche Ziele zusteuernden Flug-
zeugs zur Lebensrettung einer größeren Zahl von Personen vor-
sah. In der Begründung heißt es nämlich: „Eine solche Behandlung 
missachtet die Betroffenen als Subjekte mit Würde und unveräußer -
lichen Rechten. Sie werden dadurch, dass ihre Tötung als Mittel zur 
Rettung anderer benutzt wird, verdinglicht und zugleich entrechtlicht; 
indem über ihr Leben von Staats wegen einseitig verfügt wird, wird den 
als Opfern selbst schutzbedürftigen Flugzeuginsassen der Wert abge-
sprochen, der dem Menschen um seiner selbst willen zukommt“ [21]. 
Dem ist nur hinzuzufügen, dass Immanuel Kant seinen kategori-
schen Imperativ in einer anderen Version so formulierte: „Handle 
so, dass du die Menschheit sowohl in deiner Person, als in der Person 
eines jeden anderen jederzeit zugleich als Zweck2), niemals bloß als 
Mittel brauchst“ [24].

Auch das sogenannte „Daschner-Urteil“ des Landgerichts 
Frankfurt am Main zeigte unmissverständlich die Rangfolge der 
Rechtsgüter auf: Im Jahr 2004 wurde ein ehemaliger stellvertre-
tender Polizeipräsident der Nötigung für schuldig befunden, weil 
er einen ihm unterstellten Beamten veranlasst hatte, einem festge-
nommenen Kindesentführer mit Folter zu drohen, wenn er den 
Aufenthaltsort des Opfers nicht gestehe. Obwohl zu diesem Zeit-
punkt davon auszugehen war, dass das Kind noch lebte, befand 
das Gericht später, eine Auskunft im Rahmen der Gefahrenab-
wehr dürfe nicht einmal durch Androhung einer Schmerzzufü-
gung erlangt werden. Methoden, die die Freiheit der Willensent-
schließung beeinträchtigten, verstießen nämlich gegen die Men-
schenwürde nach Artikel 1 Absatz 1 des Grundgesetzes [28]. 

Diese Wichtung nimmt aber nicht nur das Grundgesetz der 
Bundesrepublik Deutschland vor. Auch die Vereinten Nationen 
unterstreichen mit ihrer Allgemeinen Erklärung der Menschen-
rechte die Bedeutung der „angeborenen Würde“ durch Erwäh-
nung im ersten Satz der Präambel wie auch in Artikel 1 des Do-
kuments [29]. Der erste Artikel der EU-Grundrechtecharta [30] 
ist fast wortgleich mit Artikel 1 Absatz 1 des deutschen Grund -
gesetzes.

8 Folgerungen für die risikobasierte Grenz-
wertsetzung

Die Aufstellung und Einhaltung von Luftgrenzwerten gehört 
zum Risikomanagement, und der Maßnahmenkatalog des deut-
schen ERB-Konzepts dient der Konkretisierung des Minimie-

rungsgebots für Gefahrstoffexpositionen am Arbeitsplatz [31]. 
Eine rationale Ableitung risikobasierter Luftgrenzwerte für Stoffe 
ohne bekannte toxikologische Wirkschwelle sollte sich auf natur-
wissenschaftlich-statistisch fundierte Expositions-Risiko-Bezie-
hungen stützen. Postmodern-subjektivistische Auffassungen, die 
Risiken als gesellschaftliche Konstrukte (gefühltes Risiko) in Ab-
hängigkeit vom kulturellen Hintergrund beschreiben, sind für 
normative Zwecke kaum verwertbar. Diese widersprächen auch 
dem Diskriminierungsverbot des Vorsorgeprinzips, wie es die 
 Europäische Kommission verstanden wissen will. Danach müssen 
getroffene Maßnahmen „so angewendet werden können, dass ein ein-
heitliches Schutzniveau erreicht wird und sich eine willkürliche unter-
schiedliche Behandlung nicht mit der geographischen Herkunft oder der 
Eigenart einer Produktion rechtfertigen lässt“ [32].

Die Höhe dieses Schutzniveaus kann nicht mit naturwissen-
schaftlichen Methoden ermittelt werden. Darüber muss sich die 
Gesellschaft im Sinne einer verallgemeinerbaren Akzeptabilität 
verständigen – wohl wissend, dass Handeln stets mit Risiko ver-
bunden ist. Welche Anforderungen im Idealfall an Verfahren ge-
stellt werden müssten, um eine demokratisch legitime Entschei-
dung im Interesse der Betroffenen hervorzubringen, kann hier 
nicht erörtert werden.

Weil die Gesellschaft mehrheitlich auf gewisse Errungenschaf-
ten unserer Zivilisation nicht verzichten mag, akzeptiert und 
überträgt sie damit bestimmte als niedrig empfundene Risiken. 
Deshalb ist auch der Betrieb privater Kraftfahrzeuge nicht verbo-
ten, obwohl sich dadurch deren Nutzerinnen und Nutzer nicht 
nur selbst gefährden, sondern auch andere Straßenverkehrsteil-
nehmende. 

Nach dem deutschen ERB-Konzept werden anhand von 
 datenbasierten Exposition-Risiko-Beziehungen in Verbindung mit 
einem konsentierten maximal hinnehmbaren arbeitsbedingten 
Krebserkrankungsrisiko stoffspezifische Toleranz- und Akzep-
tanzkonzentrationen abgeschätzt. Insofern ist Haunert zu wider-
sprechen, die das Konzept bestenfalls als semiquantitatives Ver-
fahren einstuft.

Allerdings wird sowohl auf gesamteuropäischer als auch natio-
naler Ebene seit geraumer Zeit eine Folgenabschätzung für 
Rechtsnormen verlangt, mit der gewünschte Wirkungen und un-
gewollte Nebeneffekte in Relation gesetzt werden sollen. Weder 
das Vorsorgeprinzip noch das Minimierungsgebot dürfen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit außer Acht lassen. 

Auf unseren konkreten Fall angewandt könnte dies so verstan-
den werden, dass stoff- und verfahrensspezifisch zu überprüfen 
ist, ob der technische und finanzielle Aufwand überhaupt zumut-
bar wäre, die Exposition am Arbeitsplatz unter die wissenschaft-
lich-statistisch abgeleitete Grenzkonzentration zu bringen, welche 
mit einem allgemein als hinnehmbar erachteten zusätzlichen 
Krebserkrankungsrisiko korreliert. Toleranz- und auch Akzep-
tanzkonzentration müssten nach dieser Lesart einer Kosten-Nut-
zen-Analyse unterzogen und in Abhängigkeit von deren Ergebnis 
möglicherweise für bestimmte Arbeitsstoffe „angepasst“ werden.

2) Bei Kant geht es um den „Selbstzweck“ des Menschen. Die autonome 
Person ist kein relativer, sondern absoluter Zweck, die nicht zum Objekt 
herabgewürdigt werden darf: „Allein der Mensch als Person betrachtet 
[…] ist über allen Preis erhaben; denn als ein solcher ist er nicht bloß als 
Zweck zu anderer ihren, ja selbst seinen eigenen Zwecken, sondern als 
Zweck an sich zu schätzen, d.i. er besitzt eine Würde (einen absoluten 
innern Wert)“ [24].
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Dieser Anspruch wirft Fragen auf. Was ist zumutbar, was ver-
hältnismäßig? Auf den ersten Blick bietet es Vorteile, den Nutzen 
von Expositionsabsenkungen, insbesondere die Erhaltung oder 
Verbesserung der Gesundheit, zu monetarisieren und den dazu 
notwendigen Investitionskosten gegenüberzustellen. Es kommt 
aber der Quadratur des Kreises nahe, den Einsatz materieller Res-
sourcen zur Verbesserung der Luftqualität mit Gütern wie 
menschlichem Leben, Gesundheit oder gar der Freiheit von Angst 
und Leid zu verrechnen, die sich aus guten Gründen einer Preis-
bildung am Markt entziehen. Besonders augenfällig wird die Pro-
blematik, wenn man sich vorstellt, dass die Beschäftigten mög -
licherweise zur Herstellung eines Produkts beitragen, das sie in 
 ihrer außerberuflichen Lebenswelt gar nicht benötigen, also mit 
ihrer risikobehafteten Tätigkeit am Arbeitsplatz bestenfalls zu 
 einer schwer operationalisierbaren Erhöhung des gesamtgesell-
schaftlichen Wohlstands beitragen.

Die stringente Anwendung von Kosten-Nutzen-Analysen auf 
volkswirtschaftlicher Ebene führt in diesem Kontext zu Unge-
rechtigkeiten. In letzter Konsequenz dürften nach ihrer Logik 
Menschen, die ein besonders begehrtes oder lukratives Erzeugnis 
fertigen, einem höheren Krebserkrankungsrisiko ausgesetzt wer-
den. Auch in dem Fall, dass ein kanzerogener Arbeitsstoff von 
 einer nur kleinen Gruppe Beschäftigter gehandhabt wird, könnte 
ein höheres Risiko eingegangen werden, weil im Vergleich zur 
davon profitierenden Gesamtbevölkerung potenziell nur wenige 
geschädigt würden. 

Der Verdacht, dass eine solche Praxis fundamentale Indivi-
dualrechte verletzt und Menschen zum bloßen Mittel degradiert, 
lässt sich auch nicht ohne Weiteres dadurch ausräumen, dass man 
auf die – oftmals nur theoretisch gegebene – freie Arbeitsplatz-
wahl hinweist oder die Möglichkeit einer Kompensation höherer 
beruflicher Risiken durch eine angemessene finanzielle Vergü-
tung3). Hier dreht sich die Debatte im Kreis: Was ist „angemes-
sen“?

Mit den Individualrechten kommen wir vom konsequentialis-
tischen Utilitarismus zurück zu den deontologischen Werten. 
 Nida-Rümelin et al. [25] beschreiben den hier hervortretenden 
Dualismus so: „Die ökonomische Praxis ist […] konsequentialistisch. 
Sie wägt ab […] zwischen Nutzen und Kosten, zwischen erwartetem 
Ertrag und Risiken, die ihr zugerechnet werden. Entsprechend laviert 
die Gesetzgebung entwickelter demokratischer Staaten zwischen ökono-
mischem Kalkül und deontologischem Grundrecht“.

Wo liegen aber die Grenzen des „ökonomischen Kalküls“ in 
der Risikopraxis? Zur besseren Orientierung ordnen Nida-
 Rümelin et al. die schützenswerten Individualrechte in fünf 
 konzentrischen Kreisen an. Von innen nach außen sind dies 
(Bild 6): 
1. Recht auf Wahrung der Menschenwürde, Lebensrecht, Recht 

auf körperliche Unversehrtheit,
2. Recht, über bestimmte Grundgüter, wie Gewissensfreiheit, 

 Religionsfreiheit und gewisse Freiheiten zur individuellen 
 Lebensgestaltung, zu verfügen,

3. Bürgerrechte, demokratische Partizipationsrechte,
4. Rechte nicht-menschlicher Wesen,
5. Eigentumsrechte.
Dazu lassen sie sich von folgenden Thesen leiten: „Die in den bei-
den ersten Kreisen enthaltenen Rechte […] sind […] als absolute Gren-
zen der Reichweite kollektiver Risikooptimierung aufzufassen. […] Die 
Verletzung dieser Individualrechte im Rahmen einer kollektiven Risiko-
praxis bedeutet eine grundsätzliche Infragestellung der individuellen 

Autonomie der betroffenen Personen, das heißt ihrer Achtung als in 
gleicher Weise freie Personen“. Individualrechte der Kreise 3 und 5 
sollten „innerhalb der Strukturen legitimer Risikopraxis in ihrem 
Durchsetzungsanspruch eingeschränkt werden können, ohne dass sie 
dabei ihre grundsätzliche Geltung einbüßen würden“ [25].

Auch die Europäische Kommission spricht sich gegen eine 
„harte“ utilitaristische Linie aus: „In Übereinstimmung mit der 
Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs ist die Kommission der 
Auffassung, dass den Erfordernissen des Schutzes der öffentlichen Ge-
sundheit unzweifelhaft größeres Gewicht beizumessen ist als wirtschaft-
lichen Erwägungen“ [32]. In der EU-Rahmenrichtlinie 
89/391/EWG [34] ist zu lesen: „Die Verbesserung von Sicherheit, 
Arbeitshygiene und Gesundheitsschutz der Arbeitnehmer am Arbeits-
platz stellen Zielsetzungen dar, die keinen rein wirtschaftlichen Über -
legungen untergeordnet werden dürfen.“

Unter der Reagan-Administration gab es in den Vereinigten 
Staaten einen Vorstoß, den Arbeitsplatzstandard der Occupational 
Safety and Health Administration (OSHA) für Baumwollstaub zu 
lockern, weil dieser ohne ausreichende Berücksichtigung der 
wirtschaftlichen Kosten und möglicher negativer Folgen für die 
Unternehmen eingeführt worden sei. Der Oberste Gerichtshof 
stellte jedoch klar, dass Arbeitsplatzgrenzwerte nur so hoch sein 
dürfen, dass bei deren Einhaltung nach bestem Wissen eine Ge-
sundheitsbeeinträchtigung der Beschäftigen auch bei lange andau-
ernder Exposition vermieden wird. Mit Blick auf einen OSHA-
Standard für das krebserzeugende Benzol hatte der Supreme 
Court hingegen ein Jahr zuvor befunden, man könne von der In-
dustrie nicht verlangen, eine völlig risikofreie Arbeitsumgebung 
zu schaffen [35].

3) Im Italien der 1950er- und 1960er-Jahre wurden höhere Löhne für beson-
ders gefährliche Arbeiten angeboten. Der in der Folgezeit beobachtete 
starke relative Anstieg der Zahlen für Arbeitsunfälle und berufsbedingte 
Erkrankungen wird auf die dadurch verursachte sinkende Motivation für 
Präventionsanstrengungen zurückgeführt [33]. 

Bild 6. Individualrechte als konzentrische Kreise nach [25]. Quelle: Autor
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9 Fazit

Wir leben immer mit Risiken, darunter solche für Leib und 
Leben, die wir billigend in Kauf nehmen. Dies gilt nicht nur für 
freiwillig eingegangene Risiken, sondern auch für „übertragene“ 
Risiken, denen Menschen ausgesetzt sind, ohne deren Urheber zu 
sein. Im zuletzt genannten Fall ist es Aufgabe der Gesellschaft 
bzw. des Staates, für ein ausreichendes Schutzniveau zu sorgen 
und dieses durchzusetzen. Dabei müssen die Individualrechte und 
die Autonomie des Einzelnen beachtet und eine wohlinformierte 
Zustimmung der Betroffenen oder ihrer Interessensorganisatio-
nen herbeigeführt werden. Andererseits werden für normative 
Vorgaben Folgeabschätzungen verlangt, und die verhängten Maß-
nahmen müssen dem Grundsatz der Verhältnismäßigkeit genü-
gen.

Philosophisch betrachtet bewegt sich die Regelsetzung in 
 demokratischen Rechtstaaten also im Spannungsfeld zwischen 
 deontologischer Pflichtethik und utilitaristischen Nützlichkeitser-
wägungen. In ihrer Extremform erweisen sich beide Ansätze als 
untauglich. Während Max Weber [3] die streng deontologische 
Gesinnungsethik noch in dem Bereich des Heiligen verortete, lau-
tet Robert Spaemanns Verdikt: „Eine rein deontologische Ethik kann 
es gar nicht geben. Sie ist eine bloße Karikatur. Ein Mensch, dessen 
Moral darin bestünde, ohne Rücksicht auf die Umstände immer be-
stimmte Handlungen auszuführen und andere zu unterlassen, wäre ein 
nicht lebensfähiger Idiot“ [23]. Auch ein zügelloser Konsequentia-
lismus, sofern er sich nicht egozentrisch und hedonistisch auf die 
Maximierung des eigenen Glücks beschränkt, manövriert sich in 
eine ähnliche Sackgasse und ist zum Scheitern verurteilt. Nida-
Rümelin et al. [25] zeichnen das Zerrbild des „konsequentialisti-
schen Heiligen“, „eine Person, die keine Bindungen und Projekte 
kennt – bis auf ein einziges, nämlich dem Gemeinwohl zu dienen“ und 
entwerfen im absurden Gedankenspiel eine Gesellschaft, in der 
jede Familie nicht mehr als einen Haussklaven besitzt, wodurch 
die „Nachteile, die für die Versklavten […] entstünden, […] durch die 
Vorteile der Sklavenhalter bei Weitem aufgewogen“ würden.

Das deutsche Konzept zur Regulierung krebserzeugender 
 Arbeitsstoffe ohne bekannte toxikologische Wirkschwelle basiert 
auf einem sozialpolitischen Konsens über „tolerable“ und „akzep-
table“ Krebserkrankungsrisiken durch die zusätzliche Belastung 
im Beruf. Diese müssen für jeden Stoff einzeln aus den in der 
wissenschaftlichen Literatur dokumentierten Daten ermittelt wer-
den. Nach dem ERB-Konzept neu aufgestellte Grenzkonzentra-
tionen zeigen auf, an welchen Arbeitsplätzen das anzustrebende 
Schutzniveau bereits erreicht ist und wo Nachbesserungen erfor-
derlich sind. Je größer der Abstand zur gerade noch akzeptablen 
Konzentration ist, umso dringender müssen weitere Schritte zur 
Expositionsminderung unternommen werden. Dadurch ergibt 
sich eine Priorisierung der Maßnahmen [31]. Falls erhebliche 
Schwierigkeiten bei den Bemühungen zur erforderlichen Absen-
kung der Luftbelastung auftreten, kann der Ausschuss für Gefahr-
stoffe auf (begründeten) Antrag mehrjährige Übergangsfristen 
einräumen. Insofern enthält das Konzept durchaus pragmatische 
Elemente der technischen oder wirtschaftlichen Umsetzbarkeit.

Auf weitergehende Kosten-Nutzen-Analysen verzichtet dieses 
Verfahren jedoch. Es zielt darauf, allen Beschäftigten unabhängig 
von der wirtschaftlichen Bedeutung eines Arbeitsstoffes, der 
Schwere oder Therapierbarkeit der vorzubeugenden Krebser-
krankung und der Zahl der Exponierten höchstens das gleiche, 
als gering betrachtete „Akzeptanz“-Risiko zuzumuten [36].

Aus Sicht des Autors dieser Publikation gibt es mehrere Grün-
de, möglichen Ansinnen entschieden entgegenzutreten, die Höhe 
des anzustrebenden Schutzniveaus aufgrund von Kosten-Nutzen-
Erwägungen fallweise zu variieren:
• Eine solche Praxis hätte zwangsläufig die Ungleichbehandlung 

verschiedener Beschäftigtenkollektive und damit auf Dauer 
hinzunehmende Ungerechtigkeiten zur Folge. 

• Die toxikologische Ableitung der Grenzkonzentrationen mittels 
vorhandener Literaturangaben, die überwiegend tierexperimen-
telle Studien beschreiben, ist bereits per se mit Unsicherheiten 
behaftet. Eine Einbeziehung weiterer mathematischer Terme in 
die Berechnungen, die eine Quantifizierung äußerst schwer 
fassbarer Werte wie (gegebenenfalls „qualitätskorrigierte“) 
menschliche Lebensjahre voraussetzt, ließe nahezu arbiträre 
Resultate erwarten. 

• Bestimmte Individualrechte müssen stets berücksichtigt wer-
den, wobei die Achtung der menschlichen Würde unhintergeh-
bar ist. Mit diesem Grundsatz verbietet es sich, Menschen da-
durch zu verdinglichen, dass man sie nur als Mittel von Ent-
scheidungen betrachtet. Dieser Tatbestand wäre aber erfüllt, 
wenn das Wohl einer Person zugunsten des Nutzens anderer 
aufs Spiel gesetzt wird.
Wie Nida-Rümelin et al. [25] betonen, kommt es darauf an, 

„die beiden auch in demokratischen Entscheidungsverfahren regelmäßig 
miteinander kollidierenden Komponenten legitimer politischer Ordnung 
– kollektive Optimierung einerseits, die Wahrung individueller Rechte 
andererseits – in ein vernünftiges Verhältnis zu setzen.“ Dazu bedarf 
es einer Einhegung utilitaristischer Kosten-Nutzen-Erwägungen 
durch unüberschreitbare deontologische Schranken.

Der Vollständigkeit halber sei am Schluss noch festgehalten, 
dass es entgegen anderslautender Meldungen keine „Marktmoral“ 
geben kann. Dies bestätigte die Präsidentin des Ethikverbandes 
der deutschen Wirtschaft, Irina Kummert: „Märkte können nicht 
moralisch oder unmoralisch sein. Entscheidend sind immer die 
 Menschen“ [37].
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